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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Institutionen und Volksrechte

Die Forderung nach einer Geschlechterquote für politische Institutionen erhielt nach
der Nichtwahl von Christiane Brunner in den Bundesrat neuen Auftrieb. Namentlich von
grünen Parlamentarierinnen wurden die Vorarbeiten für die Lancierung eines neuen
Volksbegehrens vorangetrieben. Im September begann die Unterschriftensammlung für
die Initiative "Für eine gerechte Vertretung der Frauen in den Bundesbehörden
(Initiative 3. März)". Sie verlangt generell eine "angemessene" Vertretung der Frauen in
den Institutionen und Verwaltungen auf Bundesebene. Im einzelnen wird festgehalten,
dass der Bundesrat mindestens drei Frauen zählen muss, dass bei den
Nationalratswahlen in keinem Wahlkreis (d.h. Kanton) die Differenz zwischen der Zahl
der männlichen und der weiblichen Abgeordneten mehr als eins betragen darf, und
dass die Vollkantone je eine Frau und einen Mann in den Ständerat zu delegieren haben.
Im Gegensatz zur ersten, nicht zustandegekommenen Initiative "Nationalrat 2000" wird
die konkrete Ausgestaltung der Wahlprozeduren dem Gesetzgeber überlassen. (Zu den
parlamentarischen Vorstössen aus dem Vorjahr siehe hier.) 1

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 11.09.1993
HANS HIRTER

Öffentliche Finanzen

Direkte Steuern

Mitte Februar 2021 bestätigte die Bundeskanzlei die  Lancierung der Eidgenössischen
Volksinitiative «Für eine zivilstandsunabhängige Individualbesteuerung
(Steuergerechtigkeits-Initiative)», welche die Umstellung der Besteuerung natürlicher
Personen von einer Ehepaar- zu einer Individualbesteuerung forderte. Dem
Initiativkomitee gehörten zahlreiche Parlamentarierinnen und Parlamentarier der FDP
an, aber auch Parlamentsmitglieder und allgemein Mitglieder anderer Parteien oder von
verschiedenen Organisationen, etwa alt-Bundesrätin Ruth Metzler sowie der Präsident
des Arbeitgeberverbandes, Valentin Vogt, und der Präsident des
Gewerkschaftsdachverbands Travailsuisse, Adrian Wüthrich. Am 8. März 2021, dem
internationalen Frauentag, präsentierte das Initiativkomitee die Initiative, bevor tags
darauf die Unterschriftensammlung starten sollte. Dabei betonte etwa Mitinitiantin
Christa Markwalder (fdp, BE), dass sich die «freisinnigen Frauen mit Verbündeten aus
Politik, Wirtschaft und Gesellschaft» mit der Initiative für eine Abschaffung der
Heiratsstrafe sowie für mehr Gleichstellung einsetzten. Alt-Bundesrätin Metzler
betonte, dass die Individualbesteuerung die fairste Besteuerung von Einkommen und
Vermögen darstelle, die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit besteuere und überdies eine
vom Zivilstand unabhängige Besteuerung erlaube. 
In den Medien wurde insbesondere der Effekt der Ehepaarbesteuerung auf die
Erwerbstätigkeit der Zweitverdienenden, üblicherweise noch immer die Frauen,
aufgezeigt: Dadurch dass die Einkommen von Ehepaaren addiert würden, gelangten
Ehepaare mit der Ehepaarbesteuerung in höhere Progressionsstufen, je höher das
Einkommen der Zweitverdienenden ist. Folglich gingen von der Ehepaarbesteuerung
negative Erwerbsanreize auf die Zweitverdienenden aus, erwähnte die Presse
mehrfach. Diese sollten nun durch Einführung der Individualbesteuerung korrigiert
werden. Diskutiert wurde aber auch, dass es bei jeder Revision auch Verliererinnen und
Verlierer gebe, hier insbesondere die Einverdienendenhaushalte. Damit bringe die
Initiative insbesondere die ehemalige CVP in Bedrängnis, die ein Nachfolgeprojekt für
ihre Initiative zur Abschaffung der Heiratsstrafe angekündigt hatte, bei dem sie jedoch
wie bei der ursprünglichen Initiative weiterhin auf die Ehepaarbesteuerung setzen will. 2

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 23.02.2021
ANJA HEIDELBERGER

Im September 2022 reichte das Initiativkomitee der eidgenössischen Volksinitiative
«Für eine zivilstandsunabhängige Individualbesteuerung (Steuergerechtigkeits-
Initiative)» die Unterschriften bei der Bundeskanzlei ein. Anfang Oktober 2022
bestätigte die BK das Zustandekommen der Volksinitiative. Von 112'637 eingereichten
Unterschriften waren 112'218 gültig. 3

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 04.10.2022
MIRJAM RODER
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Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Epidemien

Inmitten der zweiten Welle der Corona-Pandemie begann die Freiheitliche Bewegung
Schweiz (FBS) mit der Unterschriftensammlung für die Initiative «Für Freiheit und
körperliche Unversehrtheit». Die Initiantinnen und Initianten – neben dem
Präsidenten und Vizepräsidenten der FBS gehörten dem Initiativkomitee unter anderem
auch Nationalrätin Yvette Estermann (svp, LU) und Komiker Marco Rima an – verlangten,
dass «Eingriffe in die körperliche oder geistige Unversehrtheit einer Person [...] deren
Zustimmung» bedürfen und eine Ablehnung eines solchen Eingriffs keine Bestrafung
oder beruflichen und sozialen Nachteile nach sich ziehen darf. Gemäss Presse lehnt das
Komitee mit seiner Initiative einen Impfzwang ab, über den bei Sammelbeginn anlässlich
der Ankündigung von Pfizer/BioNTech, einen zu 90 Prozent wirksamen Impfstoff gegen
das Corona-Virus entwickelt zu haben, in den Medien diskutiert wurde. Das
Initiativkomitee hat bis zum 1. Juni 2022 Zeit, um 100'000 Unterschriften zu sammeln. 4

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 01.12.2020
ANJA HEIDELBERGER

Mitte Dezember 2021 und damit knapp ein Jahr nach Sammelbeginn reichten die
Initiantinnen und Initianten der Initiative «Für Freiheit und körperliche
Unversehrtheit» 126'089 Unterschriften ein. War die Debatte zur Impfpflicht bei
Sammelbeginn noch theoretisch gewesen, verwies die Freiheitliche Bewegung Schweiz
nun auf die neusten Entwicklungen in der Pandemiebekämpfung: Einzelne Bars oder
Kinos würden demnach nur noch geimpften oder genesenen, nicht mehr aber
getesteten Personen Einlass gewähren. Am Tag nach Einreichung verkündete der
Bundesrat denn auch allgemein, dass Personen, welche weder gegen Covid-19 geimpft
noch davon genesen sind, temporär keinen Zugang zu Innenräumen wie denjenigen von
Restaurants mehr erhalten. Gut einen Monat später bestätigte die Bundeskanzlei das
Zustandekommen der Initiative mit 125'015 gültigen Unterschriften. 5

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 16.12.2021
ANJA HEIDELBERGER

Im Dezember 2022 präsentierte der Bundesrat seine Botschaft zur Volksinitiative «Für
Freiheit und körperliche Unversehrtheit». Die Initiative verlangte, dass «jeder Eingriff
in die körperliche und geistige Unversehrtheit einer Person deren Zustimmung bedarf».
Fehlende Zustimmung darf zudem nicht zu Bestrafung oder beruflichen oder sozialen
Nachteilen führen. Damit gehe diese Formulierung wohl deutlich über das hinaus, was
die Initiantinnen und Initianten erreichen wollten, vermutete der Bundesrat. So
tangiere sie etwa auch Bereiche wie das Polizeiwesen, die Strafverfolgung, das Militär,
das Ausländer- und Asylwesen sowie den Kindes- und Erwachsenenschutz, während die
eigentliche Forderung, die Zustimmungspflicht im medizinischen Kontext, durch das
Grundrecht der persönlichen Freiheit bereits in der Bundesverfassung festgeschrieben
sei. Deren Einschränkung bedarf unter anderem eines öffentlichen Interesses oder des
Schutzes von Grundrechten Dritter und muss verhältnismässig sein. Bereits heute seien
Impfobligatorien entsprechend «nur unter Einhaltung enger Voraussetzungen für einen
begrenzten Personenkreis und für eine begrenzte Zeit» möglich – und auch dann sei für
die Impfung selbst die Zustimmung der betroffenen Person erforderlich. Folglich hätte
die Annahme der Initiative grosse Rechtsunsicherheit und einen eingeschränkten
Handlungsspielraum bei der Pandemiebekämpfung zur Folge. Schliesslich sollten
entsprechende Diskussionen im Rahmen der laufenden Revision des
Epidemiengesetzes abgewartet werden. Folglich empfahl der Bundesrat die Initiative
der Stimmbevölkerung und den Kantonen zur Ablehnung. 6

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 09.12.2022
ANJA HEIDELBERGER

In der Sommersession 2023 befasste sich der Nationalrat mit der Volksinitiative «Für
Freiheit und körperliche Unversehrtheit». Die beiden Sprechenden der RK-NR,
Patricia von Falkenstein (ldp, BS) und Baptiste Hurni (sp, NE), führten dabei aus, wieso
sich die Kommissionsmehrheit für die Zustimmung zum bundesrätlichen Entwurf –
sprich für die Ablehnung der Initiative – aussprach. So sei die körperliche und geistige
Unversehrtheit insbesondere bereits im geltenden Grundrecht verankert, während die
Volksinitiative respektive deren Umsetzung mit einer grossen Rechtsunsicherheit
einhergehe, da das Volksbegehren über «erhebliche materielle und rechtliche Mängel»
verfüge. Zudem würde die Initiative generell das Gewaltmonopol des Staates aushöhlen,
etwa in den Bereichen Polizei und Asylwesen, wo es oft zu Einwirkungen auf den
menschlichen Körper komme. Eine Reihe von Sprechenden aus der SVP-Fraktion

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 31.05.2023
JOËLLE SCHNEUWLY

01.01.65 - 01.01.24 2ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



widersprach dieser Einschätzung. Pirmin Schwander (svp, SZ) etwa war der Ansicht,
dass während der Covid-19-Pandemie ersichtlich geworden sei, dass die bestehende
Gesetzeslage nicht ausreiche, um die körperliche und geistige Unversehrtheit zu
schützen. Der mangelhaften Formulierung der Initiative wollte Schwander mittels
zweier Minderheitsanträge auf Rückweisung an die Kommission zur Ausarbeitung eines
indirekten Gegenvorschlags (Minderheit I) respektive eines direkten Gegenentwurfs
(Minderheit II), welche konkret Impfungen und biomedizinische Verfahren zum Inhalt
hätten, begegnen. Eine Minderheit Addor (svp, VS) beabsichtigte, die Selbstbestimmung
betreffend Impfungen und anderen medizinischen Biotechnologien durch einen bereits
von der Minderheit verfassten direkten Gegenentwurf zu gewährleisten, wobei soziale,
berufliche und auch andere Diskriminierung verboten werden sollte. Lukas Reimann
(svp, SG) schliesslich beantragte in einem weiteren Minderheitsantrag, die Initiative zur
Annahme zu empfehlen, falls ein Gegenentwurf abgelehnt würde. Er persönlich halte
zwar eine Impfung für vernünftig, es könne aber nicht sein, dass der Staat vorgebe,
«was vernünftig ist und was nicht vernünftig ist». 
Mit dieser Meinung blieben die Mitglieder der SVP-Fraktion allerdings alleine.
Vertreterinnen und Vertreter der anderen Parteien konnten weder der Initiative noch
den Minderheitsanträgen viel abgewinnen. Die Sprechenden der anderen Fraktionen
verwiesen unter anderem ebenfalls auf die Probleme mit dem Gewaltmonopol – gemäss
Nicolas Walder (gp, GE) könnten nach Annahme der Volksinitiative etwa Serienmörder
nicht mehr festgenommen werden und Beat Flach (glp, AG) hob hervor, dass durch die
Initiative das individuelle Interesse in jedem Fall stärker gewichtet würde als das
Interesse der Gesamtgesellschaft, zu der auch schwache und vulnerable Personen
zählten. Philipp Bregy (mitte, VS), der sich gegen den Gegenvorschlag von Addor
aussprach, argumentierte, dass es keiner besseren Formulierung bedürfe, weil die vom
Volksbegehren geforderte Regelung nicht benötigt werde. 
Was sich bereits während der offenen Debatte abzeichnete, bestätigte sich nach dem
obligatorischen Eintreten in den Abstimmungen: Mit 137 zu 39 Stimmen (bei 8
Enthaltungen) wurde die erste Minderheit Schwander, die sich zuvor gegen die zweite
Minderheit Schwander durchgesetzt hatte, verworfen. Auch der von Addor
eingebrachte bereits formulierte Gegenentwurf war chancenlos (40 zu 138 Stimmen bei
5 Enthaltungen). Zum Schluss sprach sich die grosse Kammer mit 140 zu 35 Stimmen
(bei 8 Enthaltungen) deutlich gegen die Volksinitiative aus. Dabei stammten sämtliche
Stimmen, welche das Volksbegehren unterstützten, sowie alle Enthaltungen aus den
Reihen der SVP-Fraktion. Abgesehen von einer Enthaltung aus der FDP-Fraktion bei der
Abstimmung zur ersten Minderheit Schwander entspricht dieses Abstimmungsverhalten
auch denjenigen bei den anderen beiden Abstimmungen. 7

Während der Herbstsession 2023 stand die Volksinitiative «Für Freiheit und
körperliche Unversehrtheit» auf der Traktandenliste des Ständerats. Wie bereits die
Sprecherinnen und Sprecher des Nationalrats erklärte auch Philippe Bauer (fdp, NE) für
die RK-SR, dass die Umsetzung der Initiative mit verschiedenen Problemen verbunden
wäre, die weit mehr als die Impfdebatte, die im Zusammenhang mit der Covid-19-
Pandemie entfacht worden war, beträfen. So greife das Volksbegehren das
Gewaltmonopol des Staates an und sei mit rechtlichen Unsicherheiten verbunden.
Daher empfehle die Kommission die Initiative einstimmig zur Ablehnung.
Stillschweigend sprach sich das Stöckli gegen das Volksbegehren aus. 

In den Schlussabstimmungen, welche in beiden Räten noch in der gleichen Session
stattfand, nahm die grosse Kammer den Bundesbeschluss zur Empfehlung auf
Ablehnung der Initiative mit 145 zu 49 Stimmen (bei 1 Enthaltung) an, die kleine Kammer
tat es ihr mit 37 zu 0 Stimmen (bei 7 Enthaltungen) gleich. Mit einer Ausnahme
stammten alle Nein-Stimmen und Enthaltungen aus den Reihen der SVP-Fraktion. 8

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 21.09.2023
JOËLLE SCHNEUWLY

Im März 2022 wurde von einem überparteilichen Komitee eine Volksinitiative mit dem
Titel «Für eine geregelte Entschädigung im Epidemiefall (Entschädigungsinitiative)»
lanciert. Damit wollte man als Reaktion auf die Covid-19-Pandemie erreichen, dass in
der Bundesverfassung festgehalten wird, dass Betriebe, Geschäfte und
Kulturschaffende einheitlich entschädigt werden und keine interkantonalen
Unterschiede bestehen, falls die betroffenen Personen ihrer Arbeit aufgrund einer
Epidemie nicht mehr nachgehen können. Das Komitee setzte sich aus Vertreterinnen
und Vertretern der grössten fünf Parteien und verschiedenen Branchen zusammen.
Nachdem das Volksbegehren am 15. März 2022 erfolgreich vorgeprüft worden war,
wurde am 29. März 2022 mit der Unterschriftensammlung begonnen. Gemäss NZZ

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 02.10.2023
JOËLLE SCHNEUWLY
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gelang es dem Komitee bis im Januar 2023 allerdings nicht, mehr als 35'000
Unterschriften zusammenzubekommen. Da die Bereitschaft zur Sprechung von
notwendigen Zusatzgeldern gefehlt habe, um die erforderlichen 100'000 Unterschriften
zu erreichen, sei die Unterschriftensammlung vorzeitig abgebrochen worden, womit die
Initiative noch im Sammelstadium scheiterte. 9

Sozialversicherungen

Sozialversicherungen

Einen – wenn auch sehr wesentlichen – Teilaspekt des Sozialversicherungsrechts griff
die PdA auf, indem sie eine Volksinitiative für die Gleichstellung der Geschlechter in
den Sozialversicherungen lancierte. 10

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 07.08.1990
MARIANNE BENTELI

Die Volksinitiative der PdA "Gleiche Rechte in der Sozialversicherung", welche die
generelle Gleichberechtigung der Frauen bei den Sozialversicherungen anstrebte, kam
nicht zustande. 11

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 10.03.1992
MARIANNE BENTELI

Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV)

Auparavant, l'exécutif et le législatif s'étaient occupés d'un autre aspect de l'AVS, à
savoir l'âge donnant droit à ses prestations, suite à une initiative déposée en 1975 par
les POCH et le PSA. Dans son message du 21 mars, le gouvernement propose au
parlement d'inviter le peuple et les cantons à rejeter l'initiative sans lui opposer de
contre-projet. Cela notamment parce que son application entraînerait une
augmentation des cotisations des assurés et employeurs d'un tiers environ ou une
réduction d'un quart des prestations. En outre, l'initiative ne permet pas de combattre
efficacement le chômage. Pour les initiateurs, et en particulier pour leur représentant,
W. Carobbio (psa, TI), cette argumentation, reprise en juin lors du débat du Conseil
national par le conseiller fédéral Hürlimann, tombe à faux. En effet, d'une part, la
réduction de l'âge de la retraite, sans être une panacée, aurait certainement des effets
positifs sur le marché du travail; d'autre part, le financement de cet abaissement
pourrait parfaitement se faire sans toucher aux cotisations ni aux prestations, en
recourant à une augmentation des subventions de la Confédération. Préférant l'examen
futur d'un système de retraite flexible, promis par le chef du DFI qui s'est référé au
postulat de Gabriellé Nanchen (ps, VS) déposé en 1973, la majorité du Conseil suivit les
recommandations de l'exécutif. La chambre des cantons fit de même à fin septembre, à
l'unanimité et sans débat. 12

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 21.03.1977
DANIEL SÜRI

Le souverain s'est également prononcé sur l'initiative constitutionnelle déposée en
1975 déjà par les Organisations progressistes suisses (POCH) et le Parti socialiste
autonome tessinois (PSA) demandant que la limite d'âge donnant droit aux rentes de
l'AVS soit abaissée . Pour mener sa campagne, l'extrême-gauche s'est trouvée bien
isolée. Seuls le Parti suisse du travail, de même que les socialistes tessinois et
jurassiens ont soutenu l'initiative. En revanche, le PSS et l'USS, tout comme les
formations bourgeoises l'ont vivement combattue lui préférant de loin le principe de
l'introduction progressive de la retraite dite flexible. C'est donc sans surprise que cette
initiative a été massivement repoussée (80% non) par le peuple. Le relatif succès
remporté respectivement à Genève (36,7% oui) et au Tessin (45,7% oui) s'explique par
le fait que dans le canton romand le PdT possède une solide audience et que dans lès
vallées tessinoises l'ensemble de la gauche soutenait cette revendication. 13

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 31.12.1978
JEAN-FRÉDÉRIC GERBER

Parallèlement à ces travaux, les Organisations progressistes (POCH) ont fait campagne
pour leur initiative en vue de l'abaissement, cette fois «à 62 ans pour les hommes et à
60 ans pour les femmes», de l'âge donnant droit à la rente AVS. Après que les Parti du
Travail (PdT), Parti socialiste autonome (PSA) et Parti socialiste ouvrier (PSO) eurent
apporté leur soutien, le succès de la récolte de signatures semblait acquis en fin
d'année. Par ailleurs, une étude prospective a avancé l'hypothèse que si les conditions
de croissance actuelles se maintenaient, une augmentation du taux de cotisation de
l'AVS ne serait pas nécessaire pendant les soixante prochaines années. Tandis que le
PdT se félicitait à ce propos de l'«extrême solidité du premier pilier», l'USS faisait

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 10.06.1982
CHRISTIAN MEUWLY
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observer que le chiffre de 2% de croissance annuelle des salaires réels lui semblait trop
optimiste. 14

Dans son message relatif à l'initiative populaire des POCH, laquelle vise à abaisser à 62
ans pour les hommes et à 60 ans pour les femmes l'âge donnant droit à la retraite,
l'exécutif invoque avant tout des motivations de nature financière pour recommander
le rejet de celle-ci sans lui opposer de contre-projet. En effet, la concrétisation de
cette proposition entraînerait des charges supplémentaires, jugées inacceptables, pour
les pouvoirs publics, les salariés et l'économie nationale, ainsi que des modifications
dans d'autres branches de notre sécurité sociale, à la défaveur de certaines catégories
d'assurés. De même, la prétendue rigidité de la formule des initiants accentuerait les
effets négatifs de la structure des âges sur les comptes de l'AVS et les difficultés sur le
front de l'emploi, principalement pour les jeunes. Quant à ses aspects humains, un
système de retraite anticipée schématique et unilatéral ne correspondrait pas à un
besoin général. Les associations patronales se sont estimées satisfaites de cet
argumentaire. Elles ont toutefois regretté que le Conseil fédéral ait manqué l'occasion
de tirer la 10e révision de son néant, en se soustrayant à la formulation d'une
alternative. De leur côté, les syndicats ont condamné le caractère par trop partisan de
ce message et le refus catégorique du gouvernement d'entrer en matière sur le terrain
des auteurs de l'initiative. L'USS a notamment relevé que la position gouvernementale
signifiait le rejet de toute forme d'abaissement de l'âge de la retraite et même de la
retraite à la carte, si celles-ci entraînaient de nouvelles dépenses pour l'assurance. 15

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 17.06.1985
SYLVIE PELLATON

Les Chambres fédérales ont clairement dit non à l'initiative populaire déposée par les
Organisations progressistes (POCH) et appuyée par le Parti du travail et le Parti
socialiste ouvrier demandant un abaissement à 62 ans pour les hommes et à 60 ans
pour les femmes de l'âge donnant droit à la rente AVS. Au cours des délibérations, tant
au Conseil national qu'au Conseil des Etats, les intervenants n'ont cessé de rappeler
que l'augmentation du nombre des rentiers et la baisse correspondante du nombre des
cotisants voulues par l'initiative entraîneraient pour l'AVS un surcroît de charges de
plusieurs milliards par année, dont le financement exigerait des majorations de primes
et des contributions supplémentaires de la part des pouvoirs publics. Mais les
opposants n'ont pas non plus manqué de faire ressortir la contradiction entre
l'initiative et l'espérance de vie plus élevée, montrant ainsi que l'adoption d'une limite
d'âge plus basse, mais figée, empêcherait l'instauration d'une limite d'âge flexible.
Quant aux partisans de ladite initiative, ils ont rappelé que l'abaissement de l'âge de la
retraite demeurait un souhait pour ceux qui, parmi la population active, sont soumis à
des conditions de travail pénibles et à un perpétuel processus d'adaptation aux
nouvelles technologies. Et la conseillère nationale A. Fetz (poch, BS) de terminer le
plaidoyer en faveur de l'initiative en indiquant que si cette dernière ne pouvait à elle
seule être un remède au chômage, elle n'en demeurerait pas moins une contribution
efficace. Mais, en complète opposition avec la volonté des initiants, l'avis a prévalu que,
pour résoudre les futurs problèmes de l'AVS, liés à l'évolution démographique, il fallait
plutôt relever l'âge de la retraite des femmes au même niveau que celui des hommes. 16

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 09.10.1986
STÉPHANE HOFMANN

Suivant les recommandations du Conseil fédéral et des Chambres, le peuple a rejeté
l'initiative lancée par les Organisations progressistes (POCH) demandant qu'en
l'espace de trois ans l'âge ouvrant le droit à la rente AVS soit abaissé à 62 ans pour les
hommes et à 60 ans pour les femmes. Soutenue par le Parti du travail et le Parti
socialiste ouvrier, l'initiative précisait en outre que cet âge pouvait être ultérieurement
abaissé par voie législative, mais qu'il ne pouvait être relevé. En effet, les initiants
proposaient que l'âge donnant droit aux rentes soit atteint en deux étapes. La première
fixant la limite à 62 ans pour les hommes et 60 pour les femmes, la seconde devant
établir l'égalité entre homme et femme. Au cours du débat qui a précédé le scrutin
populaire, partisans et adversaires de l'abaissement de l'âge de la retraite ont tour à
tour invoqué des motifs d'ordre démographique, financier, économique et social pour
étayer leur argumentation.

Les opposants ont estimé que les conséquences financières de cette requête populaire
n'étaient supportables ni pour les salariés ni pour l'économie et pas davantage pour les
pouvoirs publics. L'acceptation de cette initiative aurait entraîné, selon le Conseil
fédéral, des dépenses supplémentaires de l'ordre de 2,1 milliards de francs par an.
Comme les initiants excluaient toute possibilité d'abaisser le montant des rentes, il en

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 12.06.1988
STÉPHANE HOFMANN
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aurait résulté, toujours selon les estimations du gouvernement, une augmentation des
prélèvements sur les salaires de 1,55% ainsi qu'un accroissement de la charge de la
Confédération et des cantons de 295 millions de francs. L'initiative aurait également eu
des répercussions d'ordre financier sur d'autres branches de la sécurité sociale,
notamment sur le régime des prestations complémentaires à l'AVS et sur la prévoyance
professionnelle. A propos du financement, les initiants ont tenu à rappeler que les
contributions de la Confédération avaient été réduites de 25 à 20% lors de la 9e
révision de l'AVS et ont suggéré que l'accroissement de la charge des pouvoirs publics
soit compensé par une diminution des dépenses militaires afin de n'entraîner aucune
augmentation des cotisations salariales. 
L'inexorable vieillissement de la population, conjugué à une espérance de vie en
constante augmentation, a permis aux opposants de présenter l'initiative comme
dangereuse pour le financement futur de l'AVS. En effet, l'évolution démographique de
la Suisse entraîne une détérioration du rapport entre cotisants et rentiers. Une baisse
de l'âge donnant droit à la rente constituerait à leurs yeux une mise en danger de la
sécurité sociale. Autre argument brandi par les opposants, la menace que fait peser
l'initiative sur la 10e révision de l'AVS.

L'aspect social et humain de l'âge de la retraite a également servi d'argument pour les
partisans comme pour les adversaires de l'initiative. Pour les premiers cités, un
abaissement de l'âge de la retraite permet une réelle amélioration de la qualité de la
vie, répond à une nécessité sociale et s'appuie sur un réel désir de nombreux salariés.
Quant aux seconds, ils ont souligné que, face à une espérance de vie toujours plus
longue, de nombreux travailleurs redoutent un retrait prématuré de la vie
professionnelle, signe pour eux d'une mise au ban de la société. 

Initiative visant à abaisser l'âge donnant droit à la rente AVS. Votation du 12 juin 1988
Participation: 42,0%
Non: 1 153 540 (64,9%) / 21 cantons 
Oui: 624 390 (35,1%) / 2 cantons (TI, JU)

Mots d'ordre:
Non: PRD, PDC, UDC, PLS, AdI, PEP, PES, AN, PA; Vorort, UCAP, USAM, USP, Assoc. suisse
des employés.
Oui: PSS, POCH, PST, Alliance verte; USS, CSCS, Confédération romande du travail.

L'analyse Vox réalisée à l'issue du scrutin a démontré que le souverain avait rejeté
l'initiative en raison des risques financiers qu'elle aurait pu entraîner. Pour les
opposants, la Suisse n'est pas assez riche pour supporter un accroissement du nombre
des personnes jouissant des rentes AVS. Toujours selon cette analyse, le déséquilibre
croissant entre le nombre de cotisants et celui des bénéficiaires des rentes a
également constitué un motif de rejet. La minorité qui s'est dégagée des urnes et les
motifs qui ont incité les votants à rejeter l'initiative, permettent cependant d'avancer
l'hypothèse suivant laquelle un relèvement de l'âge de la retraite serait mal perçue par
une large part de la population. Ce résultat peut conforter la position du Conseil
fédéral qui, malgré les pressions des milieux économiques, a refusé de procéder à un
relèvement de l'âge de la retraite pour les femmes dans son programme pour la 10'
révision de l'AVS. 17

Der Schweizerische Gewerkschaftsbund (SGB) und die SP reichten mit 118'264 gültigen
Unterschriften ihre Volksinitiative «zum Ausbau von AHV und IV» ein, die zum Ziel hat,
AHV und IV weitgehend existenzsichernd zu gestalten. Die Pensionskassen sollten
dagegen abgebaut werden und deutlicher als heute die Funktion einer
Zusatzversicherung erhalten. Gleichzeitig wollen die Initianten die Gleichstellung von
Mann und Frau erreichen und die heutige Ehepaarrente durch eine Einzelrente
(Splitting) ersetzen. 18

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 31.07.1991
MARIANNE BENTELI
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Im Nachgang an den Beschluss des Parlaments, das Rentenalter der Frauen bereits bei
der 10. AHV-Revision in zwei Schritten auf 64 Jahre zu erhöhen, lancierten der
Schweizerische Kaufmännische Verband (SKV) und die Grüne Partei der Schweiz drei
Volksinitiativen, die sich, inspiriert von der "Ausbau-Initiative" von SP und SGB,
ebenfalls auf die 11. AHV-Revision beziehen. Sowohl SKV (Initiative "für eine
Flexibilisierung der AHV - gegen die Erhöhung des Rentenalters der Frauen") wie GP
(Initiative "für ein flexibles Rentenalter ab 62 für Frau und Mann") fordern eine
Vorruhestandsregelung mit voller Pension für Männer und Frauen ab 62 Jahren. In einer
Parallelinitiative machen die Grünen Angaben über die Finanzierung der Mehrkosten;
diese Mittel sollen mit einer Steuer auf nicht erneuerbarer Energie beschafft werden
(Initiative "für eine gesicherte AHV - Energie statt Arbeit besteuern"). 19

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 03.11.1994
MARIANNE BENTELI

Die 1994 vom Schweizerischen Kaufmännischen Verein lancierte Volksinitiative "für eine
Flexibilisierung der AHV - gegen die Erhöhung des Rentenalters für Frauen" wurde mit
143'405 gültigen Stimmen eingereicht. Die beiden Volksinitiativen der Grünen, die
Initiative "für ein flexibles Rentenalter ab 62 für Mann und Frau" und die Initiative "für
eine gesicherte AHV - Energie statt Arbeit besteuern" kamen, wenn auch etwas
knapper, mit 116'636 resp. 113'153 gültigen Unterschriften ebenfalls zustande. 20

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 04.11.1996
MARIANNE BENTELI

Der Bundesrat beantragte dem Parlament, die Volksinitiative der Gewerkschaften SGB
und CNG "für die 10. AHV-Revision ohne Erhöhung des Rentenalters" Volk und
Ständen zur Ablehnung zu empfehlen. Er begründete seinen Beschluss mit dem
Wunsch, längerfristig die vollständige Gleichstellung der Geschlechter beim Rentenalter
im Rahmen eines flexibilisierten Systems zu erreichen sowie mit den hohen Kosten,
welche mit der Beibehaltung des Rentenalters 65/62 verbunden wären. Die Initiative
bezweckt, die mit der 10. AHV-Revision beschlossene Erhöhung des Rentenalters der
Frauen auf 64/65 Jahre bis zum Inkrafttreten der 11. AHV-Revision auszusetzen. 21

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 29.01.1997
MARIANNE BENTELI

Der Schweizerische Kaufmännische Verein hatte Mitte Mai 1996 eine Volksinitiative "für
eine Flexibilisierung der AHV - gegen eine Erhöhung des Rentenalters für Frauen"
eingereicht. Zehn Tage darauf waren die Grünen mit ihrem Begehren für ein flexibles
Rentenalter ab 62 für Frau und Mann gefolgt - gekoppelt mit einer zweiten Initiative,
welche die Einführung einer Energiesteuer zur Mitfinanzierung der Sozialwerke
fordert. Beide Volksbegehren verlangen die Einführung einer Ruhestandsrente in der
AHV. Danach sollen Frauen wie Männer ab dem 62. Altersjahr eine ungekürzte
Altersrente beziehen können, wenn sie ihre Erwerbstätigkeit aufgeben oder - im Fall
der SKV-Initiative - nur noch ein Erwerbseinkommen unter dem Anderthalbfachen der
Mindestrente erzielen. Mitte Dezember lehnte der Bundesrat in seiner Botschaft an die
Räte beide Initiativen ohne Gegenvorschlag ab, obgleich ihm die eidgenössische
AHV/IV-Kommission - wenn auch nur sehr knapp - eine Annahme der Initiativen
empfohlen hatte. Die Landesregierung argumentierte, dass die Ruhestandsrente ab
Alter 62 tendenziell zu einer allgemeinen Senkung des Rentenalters mit erheblichen
Kostenfolgen führen würde. Er schätzte die Mehrbelastung der Sozialwerke auf netto
1,6 Mia. Fr.: Mehrkosten von 2,46 Mia. Fr. bei der AHV stünden Einsparungen von 490
Mio. Fr. bei der IV und 365 Mio. Fr. bei der ALV gegenüber. 22

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 15.12.1997
MARIANNE BENTELI

Die Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit des Nationalrates beantragte
dem Rat überraschend mit 12 zu 9 Stimmen Annahme der Initiative. In der
Plenumsdebatte zeigte sich aber rasch, dass die befürwortende Kommissionsmehrheit
einer fast geschlossenen Allianz der bürgerlichen Parteien gegenüber stand. Als
Hauptargument führten diese an, die Initiative würde die an und für sich schon
schwierige finanzielle Lage der AHV zusätzlich massiv belasten; ferner setze die den
Frauen mit der 10. AHV-Revision zugestandene Gleichstellung in den Rechten auch eine
solche bei den Pflichten voraus. Demgegenüber wiesen die Vertreter und
Vertreterinnen der links-grünen Parlamentsminderheit auf die Folgen der
Heraufsetzung des Rentenalters der Frauen für den Arbeitsmarkt hin. Bundesrätin
Dreifuss appellierte einmal mehr an das Parlament, Lösungen für eine flexible
Pensionsaltersregelung zu finden. Mit 111 zu 72 Stimmen empfahl der Nationalrat Volk
und Ständen die Ablehnung der Initiative. Auch im Ständerat hatte die Initiative der
Gewerkschaften keine Chancen. Als Gegenargumente wurden auch hier die Kosten und
die finanzielle Lage der AHV vorgebracht. 23

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 19.12.1997
MARIANNE BENTELI
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Die Volksinitiative der SP und der Gewerkschaften ”für die 10. AHV-Revision ohne
Erhöhung des Rentenalters” wurde in der Volksabstimmung vom 27. September mit
58% Neinstimmen verworfen. Angenommen wurde sie nur von den welschen Kantonen
Waadt, Neuenburg, Genf, Jura und Freiburg (sehr knapp) sowie dem Tessin. Die
Initianten wollten mit dem Begehren einen Teil der 10. AHV-Revision, nämlich die
schrittweise Erhöhung des Rentenalters der Frauen auf 64 Jahre, vom Volk an der Urne
korrigieren lassen. Sie argumentierten, dass sich im Juni 1995 bei der Abstimmung zur
10. AHV-Revision ein grosser Teil der Stimmenden in einer Zwickmühle befunden habe:
ein Ja zum fortschrittlichen Paket (Splitting und Erziehungsgutschrift) habe zwingend
auch eine Zustimmung zum heftig umstrittenen höheren Rentenalter für die Frauen
bedeutet. Die Gegner taten dies als ”Rosinenpickerei” ab und führten vor allem die
Finanzen ins Feld: Die Beibehaltung des Rentenalters 62 für die Frauen würde die AHV
jedes Jahr mindestens 700 Mio. Fr. kosten. Bundesrätin Dreifuss, vor ihrer Wahl in den
Bundesrat als Gewerkschafterin entschiedene Kämpferin gegen die Erhöhung des
Frauenrentenalters, zeigte sich nach der Abstimmung erfreut über das klare Ergebnis,
äusserte aber gleichzeitig auch ihre Besorgnis über die starken regionalen Unterschiede
mit Ja-Stimmenanteilen zwischen 23 und 68%.

Abstimmung vom 27. September 1998

Beteiligung: 51,6%
Nein: 1'347'139 (58%) / 17 6/2 Stände
Ja: 973'966 (42%) / 5 Stände

Parolen:
– Nein: CVP, FDP, SVP, LP, FP, SD, EDU, KVP; SGV, Arbeitgeber, Vorort, SBV;
Schweizerischer Senioren- und Rentnerverband (SSRV).
– Ja: SP, GP, LdU, EVP, CSP, Lega, PdA; SGB, CNG, VSA; SAJV. 24

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 27.09.1998
MARIANNE BENTELI

Die Vox-Analyse dieses Urnengangs zeigte, dass das Resultat vor allem auf die relativ
homogene Haltung der Sympathisanten der bürgerlichen Bundesratsparteien
zurückzuführen war, welche die Initiative zu 75% ablehnten (CVP 77%, FDP 73%, SVP
75%). Die Anhänger der SP stimmten zu 59% dem Begehren zu, die Mitglieder der
Gewerkschaften hingegen nur mit 51%. Mit 46% Ja lehnten die Frauen die Vorlage
weniger deutlich ab als die Männer (36%). Zu dem höheren Ja-Stimmenanteil der
Frauen trugen vor allem die Frauen der Romandie bei; sie sprachen sich zu 65% für das
Begehren aus. Die Deutschschweizer Frauen (39% Ja) unterstützten dagegen die
Vorlage nicht signifikant besser als die Männer. 25

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 27.09.1998
MARIANNE BENTELI

Der Bundesrat hatte dem Parlament zu Ende des Vorjahres beantragt, sowohl die
Volksinitiative des Schweiz. Kaufmännischen Verbandes und der Angestelltenverbände
”für eine Flexibilisierung der AHV – gegen die Erhöhung des Rentenalters für Frauen”
als auch jene der Grünen Partei ”für ein flexibles Rentenalter ab 62 für Frau und
Mann” Volk und Ständen ohne Gegenvorschlag zur Ablehnung zu empfehlen. Die
vorberatende Kommission des Nationalrates sprach sich ganz knapp – mit
Stichentscheid ihres Präsidenten (Rechsteiner, sp, SG) – für Annahme der beiden
Initiativen aus. Sie argumentierte, das Rentenalter 65 entspreche nicht mehr der
gelebten Wirtschaftsrealität; heute stehe jeder Fünfte – freiwillig oder zwangsweise –
schon vor dem gesetzlichen Rentenalter nicht mehr im Erwerbsleben. Das Plenum sah
das anders. Zwar wurde die Notwendigkeit einer flexiblen Pensionierung breit
unterstützt, aus finanziellen Gründen wurde eine faktische Herabsetzung des
Rentenalters auf 62 Jahre aber als nicht machbar erachtet. Mit 104 zu 72 bzw. 106 zu 71
Stimmen empfahl der Nationalrat die Initiativen zur Ablehnung. Nach kurzer Diskussion
folgte ihm der Ständerat und verwarf die Volksbegehren mit 32 resp. 31 zu 3 Stimmen. 26

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 18.12.1998
MARIANNE BENTELI

Im August 2021 gab die Bundeskanzlei das Zustandekommen der Volksinitiative «Für
eine sichere und nachhaltige Altersvorsorge (Renteninitiative)» bekannt. Von 108'279
eingereichten Unterschriften mit Stimmrechtsbescheinigung waren 107'049 gültig.
Entsprechend verzichtete die Bundeskanzlei auf die Einholung weiterer
Bescheinigungen. 
Drei Monate später nahm der Bundesrat bereits erstmals Stellung zur Initiative, welche
das AHV-Rentenalter automatisch an die durchschnittliche Lebenserwartung der

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 26.08.2021
ANJA HEIDELBERGER
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schweizerischen Wohnbevölkerung anpassen will – durch eine schnellere Erhöhung des
Frauenrentenalters soll dieses zudem demjenigen der Männer angepasst werden. Die
Regierung sprach sich gegen eine solche Koppelung aus, da damit die sozialpolitischen
und arbeitsmarktlichen Aspekte des Rentenalters unberücksichtigt blieben. So brauche
es etwa neben der Rentenaltererhöhung auch eine Zusatzfinanzierung für die AHV, um
deren Finanzierungsprobleme zu lösen, ausserdem schränke ein Automatismus
Bundesrat und Parlament zu stark in ihrer Lösungsfindung ein. Stattdessen verwies die
Regierung auf das aktuelle AHV-Reformprojekt AHV 21. 
Die Medien erachteten die ablehnende Haltung des Bundesrates gegen die Initiative als
Sieg von Gesundheitsminister Berset, da insbesondere bei seinen Ratskolleginnen und
-kollegen der SVP und der FDP mit Sympathien für die Initiative gerechnet worden war –
bei einer ersten Anhörung im Bundesrat hätten Letztere die Initiative noch unterstützt,
waren sich die Medien sicher. Sie erklärten sich diesen Entscheid für eine Empfehlung
zur Ablehnung unter anderem damit, dass der bürgerliche Teil des Bundesrats damit
keine zusätzliche Angriffsfläche für die aktuelle AHV-Reform schaffen wolle.
Gleichentags gab der Bundesrat auch seine ablehnende Haltung zur Initiative für eine
13. AHV-Rente bekannt. 27

In seiner im Juni 2022 vorgelegten Botschaft empfahl der Bundesrat die Volksinitiative
der Jungfreisinnigen «Für eine sichere und nachhaltige Altersvorsorge
(Renteninitiative)» zur Ablehnung, ohne ihr einen direkten Gegenentwurf oder einen
indirekten Gegenvorschlag gegenüberzustellen. Die Initiative will das Rentenalter zuerst
bis 2033 für Frauen und Männer auf 66 Jahre erhöhen und anschliessend an die
durchschnittliche Lebenserwartung koppeln: Ein Anstieg der Lebenserwartung um
einen Monat soll demnach mit einem Anstieg des Rentenalters um 0.8 Monate
einhergehen, wobei das Rentenalter jedoch jährlich um maximal 2 Monate ansteigen
soll. Der Bundesrat hob die positiven Folgen der Initiative für die AHV-Finanzen hervor,
so könnten die Einnahmen der AHV zum Beispiel im Jahr 2032 um CHF 624 Mio.
gesteigert und die Ausgaben um CHF 3.46 Mrd. gesenkt werden. Generell erachtete der
Bundesrat denn auch eine Rentenaltererhöhung als «berechtigt». Diese solle aber nicht
auf Verfassungs-, sondern auf Gesetzesstufe vorgenommen werden, um dem
Gesetzgeber mehr Gestaltungsspielraum zu geben. Zudem brauche es neben den
ausgabenseitigen auch einnahmeseitige Massnahmen zur Finanzierung der AHV, selbst
die zusätzlichen Einnahmen und wegfallenden Ausgaben durch die Initiative würden
denn auch nicht reichen, um die AHV-Finanzierung langfristig sicherzustellen. 28

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 22.06.2022
ANJA HEIDELBERGER

In der Frühjahrssession 2023 startete der Ständerat in die Debatte zur Volksinitiative
der Jungfreisinnigen «Für eine sichere und nachhaltige Altersvorsorge», der
sogenannten «Renteninitiative». Gleich zuvor hatte sich die kleine Kammer erstmals
mit der anderen im Parlament hängigen Volksinitiative für eine 13. AHV-Rente befasst
und diese der Stimmbürgerschaft und den Ständen zur Ablehnung empfohlen.
Denselben Antrag stellte die SGK-SR mit 7 zu 2 Stimmen bei 3 Enthaltungen auch im
Hinblick auf die Renteninitiative, wie Kommissionssprecher Bischof (mitte, SO)
erläuterte. In Anbetracht des knappen Ausgangs der AHV21-Abstimmung und der
anstehenden Abstimmung zum BVG21-Projekt sei der Zeitpunkt für eine weitere
Rentenaltererhöhung «nicht gegeben», begründete Bischof den Entscheid der
Mehrheit. Zudem arbeite der Bundersat bereits an einer neuen Reform zur
Finanzierung der AHV, die man abwarten wolle. Des Weiteren lehnte die
Kommissionsmehrheit aber auch einen fixen Automatismus ab. Eine Minderheit Dittli
(fdp, UR) beantragte hingegen, Stimmbevölkerung und Kantonen einen Antrag auf
Annahme der Initiative vorzulegen. Die AHV besitze ein Finanzierungsproblem, da man
heute für eine durchschnittlich 23 Jahre dauernde Rente gleich lang spare wie früher
für eine Rente von 13 Jahren. Mit der Initiative könne man nun dafür sorgen, dass die
Menschen in der Schweiz «nicht nur länger leben, sondern dies auch mit anständigen
und nachhaltig gesicherten Renten tun können». In der nachfolgenden Debatte kamen
Dittli zahlreiche Sprechende der FDP-Fraktion zu Hilfe und wiesen etwa darauf hin,
dass man mit dieser Lösung das Problem bekämpfen könne, dass Politikerinnen und
Politiker das unpopuläre Thema des Rentenalters gerne aufschieben würden (Andrea
Caroni: fdp, SR). Mit der Initiative könne man die Rentenalterfrage hingegen
«objektivieren» (Philippe Bauer: fdp, NE), also zukünftig ohne emotionale Diskussionen
lösen. Die Gegnerinnen und Gegner aus dem bürgerlichen Lager verwiesen wie der
Kommissionssprecher und Innenminister Berset auf die anstehenden
Revisionsprojekte, die man abwarten solle, während die Sprechenden der SP vor allem
Argumente gegen eine Rentenaltererhöhung insgesamt anführten. So sei etwa die

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 15.03.2023
ANJA HEIDELBERGER
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Konzentration auf die durchschnittliche Lebenserwartung unfair, variiere diese doch
zwischen verschiedenen Gruppen deutlich (Hans Stöckli: sp, BE). Am poetischsten
wehrte sich wohl Charles Juillard (mitte, JU) gegen einen Automatismus: Die Frage des
Rentenalters sei sehr emotional und widerspiegle das Bild der Bevölkerung von der
Gesellschaft und vom Alter. Entsprechend sei es gesund, dass Parlament und
Stimmbevölkerung regelmässig darüber diskutierten. Die vorgeschlagene Regel
erachtete er hingegen als «trop rigide, trop technocratique et trop froide ou aveugle –
sans coeur» – also als zu starr, zu technokratisch, zu kalt oder blind – ohne Herz. Mit 30
zu 11 Stimmen sprach sich der Ständerat gegen den Willen der Mitglieder der FDP-
Fraktion für eine Empfehlung auf Ablehnung der Initiative aus. 29

Der Ständerat beriet die Initiative «Für ein besseres Leben im Alter (Initiative für eine
13. AHV-Rente)» in der Frühjahrssession 2023, sah aber von einer ausführlichen
Diskussion ab. Kommissionssprecher Hegglin (mitte, ZG) begründete den Antrag der
SGK-SR, den Bundesbeschluss und damit die Empfehlung auf Ablehnung der Initiative
anzunehmen: Das Begehren hätte sehr hohe zusätzliche Ausgaben der AHV zur Folge,
von denen aber nicht nur Personen mit sehr tiefen, sondern eben alle AHV-
Rentnerinnen und -Rentner profitieren würden. Benachteiligt würden dadurch die IV-
Rentnerinnen und -Rentner, die keine 13. Rente erhielten. Stattdessen habe die
Verwaltung im Auftrag der SGK-NR zwei Varianten vorgeschlagen, mit denen nur die
einkommensschwächsten Personen in der AHV besser gestellt würden: eine 13. AHV-
Rente für Bezügerinnen und Bezüger von Ergänzungsleistungen sowie eine Erhöhung
der AHV-Mindestrente. Die entsprechenden Varianten seien jedoch «nicht stringent
und nicht förderlich», weshalb sie nicht weiterverfolgt worden seien, erklärte der
Kommissionssprecher weiter. Marina Carobbio Guscetti (sp, TI) vertrat im Rat den
Minderheitsantrag auf Empfehlung zur Annahme der Initiative. Die Altersarmut sei in
der Schweiz ein Problem – fast 14 Prozent der über 65-Jährigen in der Schweiz habe ein
monatliches Einkommen unter der absoluten Armutsgrenze. Davon seien Frauen
doppelt so häufig betroffen wie Männer, zumal ein Drittel von ihnen kein
Pensionskassenvermögen habe und vollständig auf die AHV angewiesen sei. Deren
Situation könne man durch diese Initiative verbessern – auch im Hinblick auf die
steigenden Lebenshaltungskosten. Mit 28 zu 10 Stimmen (bei 1 Enthaltung) nahm der
Ständerat in der Folge den Bundesbeschluss zur Initiative an. Die ablehnenden Stimmen
zum Bundesbeschluss stammten von den Mitgliedern der SP- und der Grünen-
Fraktion.

Ebenfalls noch in der Frühjahrssession fanden die Schlussabstimmungen statt, bei
denen der Nationalrat die Empfehlung auf Ablehnung mit 126 zu 69 Stimmen (bei 2
Enthaltungen) und der Ständerat mit 31 zu 10 Stimmen (bei 1 Enthaltung) guthiess. Auch
hier stammten die ablehnenden Stimmen von den Mitgliedern der SP- und der Grünen-
Fraktionen, die Enthaltung im Ständerat von einem Mitglied der Mitte-Fraktion. 30

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 17.03.2023
ANJA HEIDELBERGER

In der Sommersession 2023 behandelte der Nationalrat als Zweitrat die
Renteninitiative der Jungfreisinnigen. In der Eintretensdebatte standen sich zwei
grundsätzliche Positionen gegenüber: Einerseits vertraten die Sprechenden der SVP-,
SP-, Mitte- und Grünen-Fraktionen die Meinung, dass die Renteninitiative abzulehnen
sei – obwohl Mitglieder der SVP-Fraktion durchaus auch Sympathien für die Initiative
äusserten. Für die SVP verwies Thomas Aeschi (svp, ZG) auf die Abstimmungen zur BVG
21-Reform sowie zur 13. AHV-Rente, die beide im nächsten Jahr anstünden, sowie auf
den Auftrag des Parlaments an den Bundesrat zur Ausarbeitung einer weiteren AHV-
Reform für die Jahre 2030 bis 2040. Die Schaffung eines Erhöhungsautomatismus für
das Rentenalter im Rahmen der Renteninitiative würde daher «das Fuder definitiv
überladen». Christian Lohr (mitte, TG) betonte für die Mitte-Fraktion, dass man im
Rahmen der AHV 21-Reform versprochen habe, auf baldige weitere
Rentenaltererhöhungen zu verzichten, und sich seine Fraktion daran halten wolle.
Grundsätzliche Ablehnung gegen eine weitere Rentenaltererhöhung taten Flavia
Wasserfallen (sp, BE) und Katharina Prelicz-Huber (gp, ZH) für die SP- und die Grünen-
Fraktion kund. Allfällige AHV-Finanzierungsprobleme sollten über eine «Stärkung der
solidarischen Finanzierung» (Wasserfallen) gelöst werden, zumal eine
Rentenaltererhöhung insbesondere Personen mit tieferen Einkommen belaste, da diese
nicht über die finanziellen Mittel für eine frühzeitige Pensionierung verfügten. 
Gewisses Verständnis für das Anliegen der Initiative zeigte andererseits Melanie Mettler
(glp, BE) für die GLP-Fraktion. In der Tat funktioniere «der Generationenvertrag aktuell
temporär nicht», weil zu wenige Arbeitstätige die Renten der Babyboomer finanzieren

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 16.06.2023
ANJA HEIDELBERGER
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müssten. Das Problem könne aber nicht durch eine Rentenaltererhöhung gelöst
werden. Vielmehr schlug Mettler vor, die Kommission durch Rückweisung des Entwurfs
mit der Schaffung einer «Schuldenbremse für die AHV» in Form eines indirekten
Gegenvorschlags zu betrauen. Dabei sollte das Parlament im Falle negativer
Finanzperspektiven der AHV zum Beispiel fünf Jahre Zeit erhalten, um die AHV-
Finanzierung anzupassen. Gelänge diese Neufinanzierung nicht, sollte das Rentenalter
stufenweise erhöht werden, bis die Finanzperspektiven wieder im Lot wären oder eine
andere Lösung vorläge. 
Zur Annahme empfohlen wurde die Initiative nur von der FDP-Fraktion. Regine Sauter
(fdp, ZH) erläuterte, dass die AHV-Finanzierung insbesondere für junge Leute ein
Problem darstelle, man wolle daher mit der Initiative «allgemeingültige Regeln»
vorsehen, damit es zukünftig nicht mehr zu «kurzfristigen Notfallübungen und
politischem Hickhack» komme. Aufgrund der mangelnden Unterstützung für die
Initiative schlug Sauter jedoch in einem Minderheitsantrag einen direkten
Gegenentwurf zur Initiative vor, der die von Mettler vorgeschlagene Schuldenbremse
ausdrücklich regelte.

Nach dem obligatorischen Eintreten stimmte der Nationalrat über den
Rückweisungsantrag Mettler ab. Anfänglich mit 89 zu 89 Stimmen (bei 1 Enthaltung)
und Stichentscheid von Ratspräsident Candinas (mitte, GR) abgelehnt, nahm die grosse
Kammer den Rückweisungsantrag nach einem Antrag Silberschmidt (fdp, ZH) auf
Wiederholung der Abstimmung nach der Rückkehr verschiedener Parlamentsmitglieder
auf ihre Plätze mit 93 zu 92 Stimmen (bei 1 Enthaltung) knapp an. Für Rückweisung
sprachen sich die geschlossen stimmenden Fraktionen der GLP und der FDP, eine
Mehrheit der SVP-Fraktion und einzelne Mitglieder der Mitte-Fraktion aus. Die
Abstimmung über den Minderheitsantrag Sauter wurde durch den Entscheid auf
Rückweisung (vorläufig) obsolet.

Nur eine Woche später bat die SGK-NR die grosse Kammer jedoch bereits um
Wiederaufnahme der Initiative in das laufende Sessionsprogramm. Da die
Vorstellungen der Befürwortenden eines indirekten Gegenvorschlags zu weit
auseinanderlägen und der Zeitplan für dessen Ausarbeitung, Vernehmlassung und
Beratung zu eng wäre, solle stattdessen die Beratung der Initiative wieder
aufgenommen werden, empfahl Thomas Aeschi für die Kommission. Mit 146 zu 30
Stimmen (bei 11 Enthaltungen) stimmte der Nationalrat dem Ordnungsantrag gegen den
Willen der FDP-Fraktion zu. 

Tags darauf setzte sich der Nationalrat somit erneut mit der Initiative auseinander,
wobei ihm erneut ein Antrag auf Rückweisung an die Kommission vorlag, dieses Mal von
Regine Sauter. Demnach sollte die Kommission nach Rückweisung einen neuen
indirekten Gegenvorschlag ausarbeiten, in dem die Rentenaltererhöhung nicht vom
Referenzalter, sondern entsprechend einer Motion Humbel (mitte, AG; Mo. 22.4430)
von der Lebensarbeitszeit abhängen würde. Der Antrag scheiterte jedoch mit 140 zu 42
Stimmen (bei 7 Enthaltungen), wobei die befürwortenden Stimmen von der FDP- und
einem Teil der SVP-Fraktion stammten. Bevor der Rat nun aber über die
Abstimmungsempfehlung zur Initiative selbst entschied, hatte er noch über den
ursprünglichen Minderheitsantrag Sauter zur Schaffung eines direkten Gegenentwurfs
zu befinden. Die Ratsmehrheit entschied sich dabei mit 125 zu 61 Stimmen (bei 3
Enthaltungen), auf einen direkten Gegenentwurf zu verzichten. Der Antrag hatte bei den
Mitgliedern der FDP-, GLP- und einer Minderheit der SVP-Fraktion Stimmen geholt. 

Zum Abschluss stand schliesslich der Ratsentscheid über die Abstimmungsempfehlung
zur Initiative an: Mit 133 zu 40 Stimmen (bei 16 Enthaltungen) folgte der Nationalrat
seiner Kommissionsmehrheit und empfahl der Stimmbürgerschaft und den Kantonen
die Initiative entgegen einem Antrag Nantermod (fdp, VS) zur Ablehnung. Für eine
Empfehlung auf Annahme der Initiative sprachen sich dabei die geschlossen stimmende
FDP-Fraktion, eine Minderheit der SVP-Fraktion sowie ein Mitglied der Mitte-Fraktion
aus. Enthaltungen fanden sich auch in der GLP-Fraktion. Mit 143 zu 40 Stimmen (bei 11
Enthaltungen) respektive mit 32 zu 11 Stimmen (bei 1 Enthaltung) bestätigten beide Räte
ihre vorgängigen Entscheide in den Schlussabstimmungen. 31
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Krankenversicherung

Als dann im Spätsommer noch bekannt wurde, dass der Bundesrat eine
Expertenkommission mit einer Totalrevision des KUVG betrauen werde, schloss sich die
Nationalratskommission einem Vorschlag des Freisinnigen Früh (AR) an, wonach auf
eine materielle Revision des Gesetzes verzichtet und dem Rat nur vorgeschlagen
wurde, die Bundesbeiträge an die Krankenkassen durch einen einfachen und auf fünf
Jahre befristeten Bundesbeschluss von heute rund 950 Mio. Fr. auf jährlich 1,3 Mia. Fr.
zu erhöhen. Noch etwas griffiger gemacht wurde dieser Antrag in letzter Stunde durch
die Präzisierung einer Kommissionsminderheit, der mit Früh (fdp, AR), Haller (sp, BE),
Rychen (svp, BE) und Segmüller (cvp, SG) alle Bundesratsfraktionen angehörten: Danach
sollen die zusätzlich bewilligten Mittel gezielt dazu verwendet werden, die
Entsolidarisierung zwischen den Geschlechtern und den Altersgruppen zu mildern. 32

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 08.09.1989
MARIANNE BENTELI

Soziale Gruppen

Familienpolitik

Avec la votation sur la révision du droit matrimonial et successoral, la politique familiale
s'est trouvée au centre d'un vaste débat contradictoire, dont l'enjeu a été défini parla
conseillère fédérale E. Kopp comme l'un des plus importants de l'histoire juridique
récente. L'ultime mouture de la réforme, votée aux Chambres en 1984 à la quasi-
unanimité, n'a pu se soustraire au verdict populaire, rendu nécessaire par
l'aboutissement du référendum. Aux opposants de départ, emmenés par la figure de
proue du comité référendaire Ch. Blocher (udc, ZH) et soutenus par l'USAM et l'Union
démocratique fédérale, se sont officiellement ralliés le Parti libéral et l'Action
nationale. Divisés sur les motifs de leur opposition et sur les solutions à apporter pour
remédier aux inadéquations présumées du nouveau droit, la majorité des adversaires a
toutefois tenté de se défaire de l'image de conservateurs, hostiles à l'égalité des
partenaires au sein du couple. Elle a donc concentré l'essentiel de ses arguments sur
les règles d'ordre pécuniaire contenues dans la réforme et cherché à se rassembler
autour d'une alternative susceptible de l'améliorer. Mais la base éthique du projet a
également servi de cible à ses critiques. Ainsi, la conception du mariage proposée
imposerait une forme de «partenariat» et une interchangeabilité des responsabilités
conjugales qui, en assurant aux époux un maximum d'indépendance, sacrifierait dans
une large mesure le principe de l'unité de la communauté familiale au profit d'une sorte
de légalisation de l'union libre. De même, les attributions octroyées au juge, comme
mesures de protection de l'union conjugale, ont aussi offert aux opposants l'un de leurs
arguments mobilisateurs. Outre qu'elles symboliseraient le caractère séparateur du
nouveau régime, elles concourraient à une socialisation abusive de la sphère privée
tout en confinant les individus dans un statut d'irresponsables. Toutefois, la campagne
de contestation s'est avant tout cristallisée sur les prétendus défauts du nouveau
régime légal de la participation aux acquêts et des nouvelles dispositions en matière de
succession. Ces dernières ont été particulièrement prises à partie par la critique:
l'amélioration de la position du conjoint survivant qu'elles postulent a été jugée néfaste
à la survie des petites et moyennes entreprises ainsi qu'à celle des exploitations
agricoles.

La plupart des formations politiques a toutefois décidé de défendre le nouveau droit et
de défier les détracteurs sur leur propre terrain. Dans ce sens, elles ont fustigé le
caractère partiel, voire tronqué, de leurs arguments qui, en évacuant à dessein une
appréciation globale de la révision, érigeraient en généralité des cas extrêmes. A la base
de leur engagement en faveur de la formule négociée au parlement, les partisans ont
avant tout relevé que celle-ci établissait une combinaison politiquement acceptable
entre, d'une part, la mise en application du principe d'égalité entre l'homme et la
femme au sein de la famille et, d'autre part, la nécessité de renforcer l'union conjugale.
Cette réforme présentait en outre l'avantage d'adapter l'actuelle législation du mariage
aux changements de société intervenus depuis son entrée en vigueur en 1912. La
souplesse de la nouvelle loi permettrait également à chaque ménage de fixer des règles
amendables selon sa situation économique. Le cadre légal proposé, en refusant
d'imposer un modèle familial unique, aurait ainsi par vocation première de ne
s'appliquer qu'en cas de décès, de crise de l'union ou de conflits d'intérêts matériels.

Le 22 septembre, 54.7 pourcent des votants ont approuvé le nouveau droit
matrimonial et successoral. La Suisse des villes et les cantons latins sont parvenus à
imposer cette mise à jour du Code civil à la Suisse des campagnes, des arts et des
métiers. Un sondage, effectué à l'issue du scrutin, a notamment révélé que le

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 22.09.1985
SYLVIE PELLATON
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comportement électoral des femmes a favorisé l'échec de la majorité des votants
masculins qui, pour sa part, s'est opposée au projet. Le motif général de l'égalité a par
ailleurs constitué le facteur explicatif déterminant des adeptes victorieux du oui.

Votation du 22. Septembre 1985

Participation : 41.1 %
Oui : 921’743 (54.7 %) / Etats : 12
Non : 762’619 (45.3 %) / Etats : 11

Paroles :
-Oui : PDC, PES (3*), PLR (5*), VERT-E-S, AdI, PST, POCH, PS, UDC (11*), TravS, USP, USS
-Non : UDF, PLS (3*), REP, AN, usam
-Libération de vote : eco
*Entre parenthèses, nombre de sections cantonales divergentes 33

Die im neuen Eherecht weiterbestehende Ungleichbehandlung von Mann und Frau in
Bezug auf die Wahl des Familiennamens führte im Herbst private Kreise dazu, eine
Volksinitiative "für die Gleichberechtigung von Mann und Frau bei der Wahl des
Ehenamens (Stammhalterinitiative)" zu lancieren. Demnach sollte die Wahl des
Familiennamens frei werden, der Name der Frau auch an die Kinder weitergegeben
werden können und derjenige Ehegatte, dessen Name nicht Familienname wird, seinen
vor der Eheschliessung geführten Namen dem Familiennamen voranstellen dürfen.
Obgleich es damit implizit eine Ungleichbehandlung der Geschlechter anerkannte,
schützte das Bundesgericht bei der Behandlung einer Einzelklage die bestehende
Regelung, wonach nur der Frau die Voranstellung ihres Namens vor den Familiennamen
zugebilligt wird. 34

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 31.12.1989
MARIANNE BENTELI

Die Im Vorjahr lancierte Einzelinitiative «für die Gleichberechtigung von Mann und Frau
bei der Wahl des Ehenamens» (Stammhalterinitiative), welche nur gerade von den
Jungliberalen unterstützt wurde, scheiterte klar; Ende Februar war sie erst von rund
500 Personen unterzeichnet worden, weshalb auf eine weitere Sammlung von
Unterschriften verzichtet wurde. 35

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 27.02.1990
MARIANNE BENTELI

Knapp drei Wochen, nachdem die Bundeskanzlei das definitive Scheitern der
Volksinitiative «für die Gleichberechtigung von Mann und Frau bei der Wahl des
Ehenamens (Stammhalterinitiative)» bekannt gegeben hatte, wurde von denselben
Initianten ein neues Begehren «für gleiche Rechte von Frau und Mann bei der Wahl
des Familiennamens (Familiennameninitiative)» lanciert. Im Unterschied zur ersten
Initiative wurde der Passus weggelassen, wonach der Name des Mannes zum
Familiennamen wird, wenn die Eheleute keine andere Bestimmung treffen. Obgleich die
Trägerschaft diesmal politisch breiter abgestützt ist – dem Initiativkomitee gehören
unter anderen der zurückgetretene Ständerat Miville (sp, BS) und Nationalrätin
Grendelmeier (ldu, ZH) an – verlief die Unterschriftensammlung erneut harzig, da sich
keine bedeutende Organisation hinter das Begehren stellen mochte. 36

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 06.01.1992
MARIANNE BENTELI

Ende Dezember 2021 startete ein Komitee rund um die beiden SVP-Nationalrätinnen
Yvette Estermann (LU) und Andrea Geissbühler (BE) die Unterschriftensammlung für
zwei Volksinitiativen zur Reduktion von Schwangerschaftsabbrüchen. Beide verlangten,
in der Verfassung den «Schutz des menschlichen Lebens, insbesondere vor der
Geburt», explizit zu verankern. Während die eine Volksinitiative einen Tag Bedenkzeit
vor einer Abtreibung einführen wollte, richtete sich die Volksinitiative «Für den Schutz
von ausserhalb des Mutterleibes lebensfähigen Babys (Lebensfähige-Babys-retten-
Initiative)» gegen Spätabtreibungen. Konkret verlangte Letztere, dass
Schwangerschaftsabbrüche nicht mehr vorgenommen werden dürfen, wenn ein
Ungeborenes zum Zeitpunkt der Abtreibung mit intensivmedizinischer Betreuung
überlebensfähig wäre. Gemäss Initiativkomitee, dem ebenfalls SVP-Nationalrat Erich
von Siebenthal (BE) und die Zürcher SVP-Kantonsrätin Maria Rita Marty angehörten,
würden in der Schweiz pro Jahr etwa 100 ausserhalb des Mutterleibs lebensfähige
Ungeborene abgetrieben. Gemäss geltender Regelungen im Strafgesetzbuch (Art. 119)
sind Abtreibungen in der Schweiz in gewissen Fällen auch nach der 12.

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 07.12.2021
MARLÈNE GERBER
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Schwangerschaftswoche noch möglich. Dies konkret, wenn sich die Mutter in einer
schwerwiegenden seelischen Notlage befindet oder wenn eine Abtreibung notwendig
ist, um eine schwerwiegende körperliche Schädigung der schwangeren Frau zu
verhindern. Falls Behinderungen oder schwerwiegende Erkrankungen beim
ungeborenen Kind festgestellt werden, werden in der Schweiz auch Abtreibungen nach
der 12. Schwangerschaftswoche mit der Begründung der physischen oder psychischen
Beeinträchtigung der Mutter durchgeführt, wobei die Gründe für die Abtreibung umso
schwerer wiegen müssen, je weiter fortgeschritten die Schwangerschaft ist. Über
Vorliegen solcher Umstände entscheidet dabei eine ärztliche Fachperson – dies im
Unterschied zu Schwangerschaftsabbrüchen bis zur 12. Schwangerschaftswoche: Seit
Annahme der Fristenregelung entscheidet in letzterem Fall allein die schwangere Frau
über eine Abtreibung. 
Als Begründung für die Lancierung seiner Volksinitiativen gab das Komitee an, auf
dieses Mittel zurückgegriffen zu haben, weil entsprechende parlamentarische Vorstösse
bei Bundesrat und Parlament nicht erfolgreich waren. Zum Zeitpunkt der Lancierung
der Volksinitiativen war eine Motion Estermann (Mo. 20.3191) mit der Forderung nach
Reduktion von Spätabtreibungen hängig, die der Bundesrat zur Ablehnung empfohlen
hatte. Bis am 21. Juni 2023 hat das Initiativkomitee Zeit, die notwendigen 100'000
Unterschriften für seine Begehren zu sammeln. 37

Ende Dezember 2021 startete ein Komitee rund um die beiden SVP-Nationalrätinnen
Yvette Estermann (LU) und Andrea Geissbühler (BE) die Unterschriftensammlung für
zwei Volksinitiativen zur Reduktion von Schwangerschaftsabbrüchen. Beide verlangen,
in der Verfassung den «Schutz des menschlichen Lebens, insbesondere vor der
Geburt», explizit zu verankern. Bis am 21. Juni 2023 hat das Initiativkomitee Zeit, die
notwendigen 100'000 Unterschriften für ihre Begehren zu sammeln. Während sich die
eine Volksinitiative gegen Spätabtreibungen richtet, verlangt die andere Volksinitiative
«einen Tag Bedenkzeit vor jeder Abtreibung (Einmal-darüber-schlafen-Initiative)».
Letztere will genau das, was der Titel des Anliegens bereits zum Ausdruck bringt: Mit
Ausnahme von Schwangerschaftsabbrüchen aufgrund lebensbedrohlicher Umstände
sollen Schwangerschaftsabbrüche erst «nach einem Tag Bedenkzeit» durchgeführt
werden dürfen. Zu dieser Bedenkzeit würde die ärztliche Pflicht gehören, der
schwangeren Frau einen Leitfaden abzugeben, «der sämtliche kantonal und sämtliche
national tätigen Beratungs- und Hilfsstellen enthält, welche psychologische, finanzielle
oder materielle Hilfe anbieten». Laut Aussagen des Initiativkomitees, dem ebenfalls
SVP-Nationalrat Erich von Siebenthal (BE) und die Zürcher SVP-Kantonsrätin Maria Rita
Marty angehören, bestünden in 18 Ländern in Europa Bestimmungen für Wartefristen.
Mit einer Wartefrist verfolge die Initiative das Ziel, überstürzte Entscheidungen für
einen Schwangerschaftsabbruch zu verhindern. Die Initiantinnen und Initianten gaben
an, auf das Mittel der Volksinitiative zurückgegriffen zu haben, weil entsprechende
Anliegen in parlamentarischen Vorstössen nicht auf Gehör gestossen waren. Zur Frage
der Bedenkzeit hatte sich der Bundesrat in Beantwortung einer Motion Herzog (svp, TG;
Mo. 14.3442) negativ geäussert. Dabei hatte er angemerkt, dass er eine solche Regelung
nicht als notwendig erachte, und auf die geltende Praxis basierend auf Art. 120 StGB
verwiesen, die darin besteht, dass die ärztliche Fachperson vor einer Abtreibung zur
Beratung und Information ein eingehendes Gespräch mit der schwangeren Frau führen
muss. Da die Motion nicht innert der vorgegebenen Frist von zwei Jahren im Nationalrat
traktandiert worden war, war sie im Jahr 2016 unbehandelt abgeschrieben worden. 38

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 21.12.2021
MARLÈNE GERBER

Die von den SVP-Nationalrätinnen Yvette Estermann (svp, LU) und Andrea Geissbühler
(svp, BE) co-präsidierte Volksinitiative «Für den Schutz von ausserhalb des
Mutterleibes lebensfähigen Babys (Lebensfähige-Babys-retten-Initiative)» scheiterte
im Sammelstadium. Dies teilte die Bundeskanzlei im Juni 2023 mit. Dasselbe galt für
das gleichzeitig Ende 2021 lancierte Volksbegehren «für einen Tag Bedenkzeit vor
jeder Abtreibung (Einmal-darüber-schlafen-Initiative)». Beide Volksinitiativen
stammten aus der Feder des JSVP-Präsident David Trachsel, welcher die beiden
Nationalrätinnen für das Co-Präsidium angefragt hatte. 

Der US-amerikanische Supreme Court hatte Ende Juni 2022 sein für die
Abtreibungsfrage grundlegendes Urteil «Roe v. Wade» gekippt und damit das
gesamtstaatliche Recht auf Abtreibung in den USA untergraben, was auch in der
Schweiz die Debatte über Schwangerschaftsabbrüche befeuerte. Allerdings stand selbst
die SVP, der die Initiantinnen angehörten, alles andere als geschlossen hinter den
beiden Volksbegehren. So befürwortete SVP-Fraktionschef Thomas Aeschi (svp, ZG) in

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 22.06.2023
VIKTORIA KIPFER
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der Presse die heute geltende Fristenlösung, während Camille Lothe, Präsidentin der
SVP Stadt Zürich, die Forderungen ihrer Parteikolleginnen gar als «nicht akzeptabel»
bezeichnete und ankündigte, die beiden Volksinitiativen bekämpfen zu wollen. 

Beide Initiativen scheiterten schliesslich an der Hürde von 100'000 Unterschriften. Man
habe sich schlicht und einfach «überlüpft» mit den beiden gescheiterten Initiativen,
liess JSVP-Präsident David Trachsel, als Reaktion auf das Scheitern in den AZ-Medien
verlauten. Laut dem Tagesanzeiger liess sich das Initiativkomitee aber von der Schlappe
nicht beirren: Bereits würden «künftige Anliegen» vom Trio ins Auge gefasst. 39

Frauen und  Gleichstellungspolitik

Die zweite, radikalere Form der Quotenregelung sieht eine Quotierung der Gremien
vor. Hier setzen zwei im Nationalrat in der Form der allgemeinen Anregung eingereichte
parlamentarische Initiativen ein: diejenige der SP-Fraktion, die erreichen möchte, dass
bis zum Jahr 2003 kein Geschlecht mehr mit weniger als 40% im Nationalrat vertreten
sein darf, und jene der SP-Abgeordneten Leutenegger Oberholzer, die bis zum Jahr
2001 ebenfalls eine Mindestquote von 40% Frauen in allen wichtigen eidgenössischen
Gremien (Parlament, Bundesrat, Bundesgericht) anstrebt. In dieselbe Richtung weisen
auch zwei Volksinitiativen. Die PdA lancierte im Sommer unter dem Titel "Männer und
Frauen" ein ausformuliertes Volksbegehren mit dem Inhalt, dass nach einer
Übergangsfrist von 10 Jahren in allen politischen Behörden mit fünf Mitgliedern oder
mehr mindestens 40% Frauen vertreten sein müssen. Im Herbst wurde bekannt, dass
sich verschiedene frauenpolitische Gruppierungen zusammentun wollen, um unter dem
Titel "Nationalrat 2000" eine Initiative zu lancieren, die eine hälftige Vertretung der
Geschlechter in der Grossen Kammer anvisiert. 40

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 31.12.1990
MARIANNE BENTELI

Bestrebungen zu einer gesetzlichen Verankerung des Frauenanteils in politischen
Gremien mittels Quotenregelungen scheinen vorderhand wenig Chancen zu haben.
Bereits im Januar des Berichtsjahres hatten verschiedene Frauenorganisationen die
Volksinitiative "Nationalrat 2000" lanciert, welche eine hälftige Vertretung der
Geschlechter in der grossen Kammer und die getrennte Wahl von Frauen und Männern
auf separaten Listen jeder Partei anstrebte. Ende Jahr wurde das Vorhaben jedoch
bereits wieder aufgegeben. Als Gründe für das Nichtzustandekommen der Initiative
wurden Schwierigkeiten bei der Unterschriftensammlung, der Mittelbeschaffung und
beim Aufbau regionaler Komitees und Gruppen genannt. Recht sang- und klanglos
wurde Ende Jahr auch die Unterschriftensammlung für die beiden PdA-Initiativen
"Männer- und Frauen" und "Gleiche Rechte in der Sozialversicherung" abgebrochen. 41

VOLKSINITIATIVE
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MARIANNE BENTELI

Die beiden von Frauenorganisationen bzw. der PdA lancierten Volksinitiativen
"Nationalrat 2000" und "Frauen und Männer", welche ebenfalls Quoten für politische
Gremien verlangten, kamen nicht zustande. Die für "Nationalrat 2000" gesammelten
rund 30 000 Unterschriften wurden der Bundeskanzlei in Form einer Petition
eingereicht. 42

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 19.06.1992
MARIANNE BENTELI

Die Volksinitiative "für eine angemessene Vertretung der Frauen in allen
eidgenössischen Behörden (Initiative 3. März)" kam mit 109'713 beglaubigten
Unterschriften knapp zustande. Das Volksbegehren verlangt eine proportionale
Vertretung der Frauen in allen Bundesbehörden und in der allgemeinen
Bundesverwaltung, im Parlament, im Bundesgericht, in den Regiebetrieben des Bundes
sowie an den eidgenössischen Hochschulen. Sie geht auf den 3. März 1993 zurück, als
das Parlament anstelle der offiziellen SP-Kandidatin, der Genfer Nationalrätin
Christiane Brunner, den Neuenburger SP-Nationalrat Francis Matthey in den Bundesrat
wählen wollte. 43
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Der Bundesrat beantragte dem Parlament, die Volksinitiative "für eine gerechte
Verteilung der Frauen in den Bundesbehörden (Initiative 3. März)" abzulehnen sowie
auf einen Gegenvorschlag zu verzichten. Er befand, die Initiative sei zu rigide,
unverhältnismässig und ein allzu offensichtlicher Verstoss gegen die Wahlfreiheit. Die
Situation der Frauen in den Behörden der Schweiz sei nicht so unbefriedigend, dass
dermassen starre und absolute Quoten notwendig wären. Mit seiner Einschätzung
stellte er sich gegen das Eidgenössische Büro für die Gleichstellung von Frau und Mann.
Dieses beurteilte die Initiative als einen wichtigen Vorschlag. Quoten seien ein Mittel,
um die Gleichstellung der Frauen innert nützlicher Frist zu realisieren. 44

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 31.12.1997
MARIANNE BENTELI

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Linke und ökologische Parteien

Die eingeleitete Öffnung der PdA für neue Ideen und Themen wurde mit der Lancierung
der Volksinitiative «Frauen und Männer» konkretisiert. Diese verlangt eine
Quotenregelung von maximal 60% des gleichen Geschlechts für alle politischen
Behörden mit fünf oder mehr Mitgliedern. Gleichzeitig hat die Partei eine zweite
Initiative, «Gleiche Rechte in der Sozialversicherung», lanciert. Diese fordert die
Durchsetzung des Gleichheitsartikels in den Sozialwerken. 45

VOLKSINITIATIVE
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MATTHIAS RINDERKNECHT

Die beiden Volksinitiativen «Frauen und Männer» für eine Quotenregelung für alle
politischen Behörden bzw. «Gleiche Rechte in der Sozialversicherung», welche von der
PdA 1990 lanciert worden waren, kamen nicht zustande. 46
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